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Bodenreform und Wohnungsnot.
Von H. Mankowski-Danzig.

(Sc.hluß zu Nr. 30.)
(Nachdruck verboten.)

Bei der Entwicklung der Städte soll das Gemeinwohl ent
scheidend sein und das Privatinteresse zurÜcktreten. Suprema
lex rei pub1icae! Doch eine völlige Ausschaltung des Privat
interesses und der. Privatspekulation ist unter dcn heutigen
Verhältnissen weder möglich noch auch wünschenswert. Mit
ihrer Mitwirkung: wird man immer rechnen musscn, und dar
um ist die Ansicht richtig, daß die Lösung der kommunalen
\Vohnungs- und ßodenpo1itik d 11 reh ein e TI ver s t ä n d i
gen Aus g 1 e) eh des Ocmeinderechts und der Privatinter
essen zu löscn sei. Die Gemeinde hätte also im allgemeincn
eine ungesunde Spekulation zu erkämpfeli. Dazu gehört ein
ngemessener Landerwerb. durch dessen Besitz ihr eine
Waffe zur Bekämpfung des Dodenwuchers in die Hand g

drÜckt worden ist. Was unter den gegebenen Verhä1tnissen
zu tun sei, ist aber nicht so ciniach zu entscheiden.

In frÜheren Zeiten trat gerade das entgegengesetzte Be
streben ein, so daß sich viele Slädte ihres besten Grundbe
sitzes entledigten, wie folgendes Beispiel zeigt.

Die alte Jiansastaclt Danzig; erhielt durch die Handfeste
etwa um das Jahr ]342 ein Außen
cbiet auf der rechten Seite
der Mottlau, daß sich abwärts bis zur sogen. l\ois\Voike od.Ros
weike zog. In der äußersten Ecke dieses Gebiets wurde lJ-i6
Neuendorf angelegt. Das Übrige Gebiet bis zur Weichsel war
noch Wiese und Sumpf, nach der Mottlau zu Wold. Im 16.Jahr
hundert \vurde der Grundbesitz DaJizi
s zwecks Vcnva1tut1g
in 5 Bezirke gctcf1t. Von jenem ausgedehnten Grundbesitze
mit zahlreichcn Dörfern ist \1ur der kleinste Teil erhalten ge
blieben. DafÜr hat Danzig im letzten .J ahrzelmte mehrere I1ahc
gelegene Orte eillgemcll1det, so J902 il1fo!:;(c KÖnig-lichcn Er
lasses Zig-ankenberg, fieiligenbrunn und Hochstrieß, 1905
Troyl !lnd Schcllmiihl, weitere Vcrhai1dJungen weger; der
Eingemeindung der Ortschait Iiellbude schweben noch. Es
wird daher niemand behaupten woHen, daß es an billigem
Bauland fehle. Aber die Wohnungsnot ist dadurch in Danzig
noch nicht gehoben worden. In '-ll1dern Städten ist es nicht
anders zugegangen. Tempora mutantur!

Wenn nun Baustoffe. Arbeitslöhne, Abgaben lind Las[cn
auf dem Grnnd und Bauert hoch sind, so können die \Vol1
tIungsmictcl1 nicht niedrig sein. Will man also billige lind gute
Wohnungen, so muß man Grund und Bodcn nicht fortgesetzt
belasten.

Daß zwischen Iiausbesitzern und Wohnungsmictern nicht
immer vorbildlichc Zustände !lerr
chcn, kann ohne weiteres
zugegeben werden; aber es wÜre verkehrt zu beh<.lUpten, daß
der Anfall von Grundrente an Privqtpersonen die U,'saclte der
sozialen Not bilde. Der ganze Mehrcrtrag der steigenden Er
giebigkeit fällt durchaus nicht dem Grundbesitzer zu und wird
auch nicht dem Kapital und der Arbeit entzogen, \Väre es der
fali, so mÜßten die Hauseigentiimcr immer woh]habender
werden, Tatsache ist aber, d<1ß 'die Lebcns'haltung all e r
VoJksschichtcn gestiegen ist. namentlich im Arbcit,;rstandc,
was man ihm aufrichtig g6nnciI kann. Viele sparS<1J11C Arbei
ter tmgen illfoJge der hohen LÖhne ihre ersparten Groschen
lieber auf die BankcII und steigern so 

.cIJligend die KapitaJ
bildung.

Nun hört man zuweilen einwenden, daß der lialls- und
Grundbesitzer in besonders gÜnstigen fäHen beim Verkauie
Ihres Grnnd lind BodcHS ungeheure Summen verdienen. Das
sei ohnc weiteres zugegeben. Die GcmeiJldcn wo!Jen diesen

.,unverdienten Wertzuwac11s" durch die \Vertzu\vachsstcllcr
treffen und sich wenigstens einen Teil daran sichern. Wie
steht es denn aber mit den Vermögensveriusten beim Ver
kaufe von Iiäusern und Baustellen iu Gegenden, wo der Ver
kehr vermifldert wird? Aus der starken Preissteigerung
einzelner ganz besonders begünstigter Gn;ndstticke darf man
nicht Sch1üss;;; auf das Ganze ziehen und von ungesunder
Spekulation sprechen. Eine mäßige Preissteigerung wkd man
aber nicht als Spekulation ansehen können, sondern nur als
Ausgleich zwischen dem sinkenden Geldwerte und dcnl sach
1ichen Vierte eines Gegenstandes. Von einem uIlverdienten
\Vertzuwachse darf man nicht sprechen; denn sonSt mÜBten
z. ß. auch die Riescneinnallmen besonders befähigtcr Maler,
Pianistcn, Ärzte us\\'o "unverdient" angesehen llnd der GeseJ!
schaft überwiesen werden.

Nun hat man das wirkiiche oder vC1rIleintlichc "\Voh
nungselend in den Städten dureh Bildung von Baugenossen
schaften zu 'mildern oder ganz zu heben versucht. \Vcrm
nun Städte oder Kreise billiges Bau!and und Geldinstitute
Darlehen zu niedrigen Zinsfuß an die Gesellschaft abtreten, so
darf es nicht WU11der nehmen, daß sie billigere Wohnungen als
dcr einzelne errichten können. Es ist doch aber z\veifelhaft, ob
dieser Vv'eg- richtig ist. Im \VirtschaftsJebcll reg-clt sich a!les.
wie schon gesagt. durch Angebot und Nachfrage. V'/ird der
vernünftige Spekulationsbetrieb durch das Eingreifen von (]c
nossenschaften behindert oder vernichtet, so tritt ehen die
Vergesellschaftung und am Ende der nackte Sozialismus ein.
den doch niemand im Ernste wi!l.

Das ..Rätsel der ßodenpretse" i
t noch nicht gclöst. 
\n
gesehene Volkswirte erblicke!l in dieser Sache d<1sjcnige als
Ursache, was andere als folgeerschemung bezeichnen. Ja.
einzelne Volkswirte, die darüber gcsehrieben haben, werfen
Ursache und \Virkung durcheinander. So geht es &. B. Frcl1.
denberg in seiner son
t mit vielem flerß geschriebenen Ab
hand1ung "Verschuldung- lind Mietzins in dei' Staut l\1ann
heim" (Verlag G. Braml, Kar!snrhe i. B.). Auf derselben
Seite sagt dieser Verfasscr einmal: .,Durch die f1odenprdsl:
gezwuJlg"en, kommt man In den 
ng1. StädtclI dazu, t::tagen
häuser zu baueII". und zwölf Zeilen weiter das gerade Gegen
teil hiervon: "Bal1poiizeiliche Vorschriftcn, die einc ilber
mäßige Ausnutzung von billigem Ckliinc\e gest<!ttcn. wirken
rasch und verteuernd auf die Dodcnprcise. "Eine libcrmäßigc
Ausnutzung ergibt sich u. a. da. wo liie Bauordnung einen
hohen Etagenball. gestattet."

Nicht von der I-Iand ;r.u weiscn ist zm Hebul1t( dcr \Voh
111l11gsnot die Anwendung. des Erbbaurechts, das erst durch
das Biirgerliche Gesctzbilch ermögUcht llnd bereits in mehre
ren Großstädten zur Anwendung gekommeu ist. Im al!gemd
nen ist daHlr keine besondere Neigung. Es i:-,t aber zu erwar
ten. daß es sich mehr und mellr einbiirgem werde. [0 ande
ren Ländern, besonders in England, bötellt es schün !::Inge
\lud hat viel mit zur Lösnng lh:r \
!O!\J1ungsfrage beigetr:1gen.
In fra 11 k f \! r t a. M. gelangte es bereits 1900 zur E[nfüh
ning. Dort wurden mehrere Stiftsgrundstiickc einer Aktien
gesellschaft zum Baue kleiner \VoI1l1unge!1 in Pacht
und für d
s Quadratmcter 15 Pfennige Jahrcszills
\Veitere Versuche bestanden darin, daß stÜdtische Grund
stÜcke an Privatpersonen, bcsonder
 städtische Beamte lind
Lehrer, im Erbban überlassen wurden. Auch in Lei p z i g .
IiaJle, Dresden. Essen u, <1. Stiidten ist das Erbbau
recht eingeführt.

Im Jahre 1906 kanftc das Reichsamt des Ilmern von uem
zwischen D Cl n z i g und der Danziger Bucht gelegenen Gute
ScheJlmÜhl rund 1 000000 qm GeHinde lind zahlte dafür rund
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670 000 Mark, so daß das qm nUT 67 Pfennige kostete. Dan
zig erhielt für die Aufschließung (Entwässerung, Wegeantage
usw'.) 600000 Mark, und nun wurde die Besiedelung in die
Vi ege geleitet, wozu Genossenschaften ins Leben gerufen
wurden. lieute ist dort ein neuer Stadtteil von Danzig Cl
standen, der zwar ziemlich abgelegen, aber durch die Eisen
bahn verbunden ist und von Ansiedlern lebhaft aufgesucht
wird. Für die einzelne Baustelle werden 250 qm Baugrund
hergegeben. Ein Teil davon bleibt für den Gemüsegarten VOf
beha1ten. Die Leute wohnen dort zwar in zeitgemäßen
Räumen, wenn man aber alles in I3etracht zieht, so wird man
im Vergleiche mit den Mieten in Danzig selbst nicht von zu
großen Unterschieden sprechen k.6rmcn, zumal der Baugrund
recht niedrig liegt.

Das die Iiausbesitzer, welche ihre Grundstücke unter
ganz anderen Bedingungen gekauft und bebaut haben, zum
Teil mit hohe!1 Zinsenlasten für das I3aukapital, diesen Mit
bewerb nicht gern haben, wird man verstehen, namentlich
wenn Institute den Bau enossenschaften große Summen zur
Verfilgung stellen. Die Aufwendung öffentlicher Mittel zur
Beschaffung biJIiger Wohnungen für Beamte und Arbeiter g 
reicht selbstredend den Iiausbesitzem zum Nachteile. Wenn
der Staat und die Städte für ihre Beamten Wohnungen bauen,
so wird man fu lich nichts dagegen einzuwenden habeIl.

Wenn man unter Wohnungsnot bzw. \V ohnungseIend zu
niedrige, lichtarme, zugige und feuchte Wohnungen versteht,
so könnte hierin durch eine Wohnungsaufsicht wohl Wandel
geschaffen wertlen. Anders ist es mit übe r füll t e n \\/oh
nun gen, gegen die der Hausbesitzer machtlos ist.

In E TI g 1 a TI d soll man durch zweckmäßige Beb a u
t1 n g s p I ä n e das Wohnungselend erfolgreich bekämpft
haben. Dort denkt man nicht im geringsten an die Vergesell
schaftung des GruIld und Bodens und überläßt die Allfteilung
den Beteiligten. Die 1875 erlassene Landesbauordnung för
der  den :Flachbau und die kleinen liäuser, während das
p r e u ß i s ehe Bau f 1 u eh t I i nie n g e set z die Bodcn
spekulation Ilnd den Bau von Mietskasernen begÜnstigte.

Erwägt man das :Für und \\llder zugunsten oder un
gunsten des gegenwärtigen Zustandes Über Privatbesitz,
Wohnungsnot und Bodenreform, so wird man zu dem Ergeb
nisse gelangen, daß die SteiRerung der Bodenpreise keine all
gemein bestimmbare Einzelursache hat, sondern das Ergebnis
einer R:eihe von Wechsel wirkungen ist. Es kommen dabei
besonders in Betracht: Zusammendrängun.l{ der Bevölkerung,
bauordnungsmäßige Wohnungsausnutzung, kommunale Bo
denpolitik, kommunale Verkehrspolitik und rechtzeitige Er
schließung der Vororte bzw. des Landes an der Grenze des
städtischen Weichbildes.

Unsere Zeit schlägt, wie wir eingangs dieses Auisatzes
gesehen, ganz ncue Bahnen ein. Vielfach haben sich die Ver
hältnisse, also auch die der Wohnungen, so entwickelt, daß
eine gründliche und rasche Umgestaltung die gegenwärtigen
Hausbesitzer nicht nur arg belästigen, sondern sogar zu
grunde richten wÜrde.

Eine Wohnungsrcform stößt daher auch auf sehr große
Schwierigkeiten, die nicht immer im bÖsen Willen der heuti
gen liaus- IInu Grundbesitzer liegen. Meines Erachtens ist
deshalb gegenwärtig weniger das gegenwärtige Besitzver
hältnis schuJd an der \Vohnungsnot, als vielmehr die unter
bliebene Ausführung vieler andern forderungen. \vie gesunde
Bauordnungen, praktische Verkehrspolitik und eIne weiter
bJickendc Bodenpolitik. Greifen die Gemeinden in allen diesen
Punkten mit dem rechten Verständnisse ein, so wird die all
mähliche und erträgliche I-(ückwirkung an1 die privaten
BodenbesItzverhältnisse nicht ausbleiben.

Mit aUen diesen fragen rechnet die Staatsregierung. und
eben darum zieht sich Ja auch der Erlaß eines preußischen
\Vohnungsgcsctzcs so sehr in di.e Länge. Die Verhältnisse
sind nicht so leicht alle unter einen Hut zu bringen, lind VOr
Eingriffen in alt verbriefte Rechte und Gewohnheiten. die fllg
lieh gesetzliches Ansehen genießen, muß sich auch der Staat
hÜten.

Ostbank für Handel und Gewerbe.
Weitbewcrbsentwurf. - Architekt Hans Uh1 in Posen.

(Abbildungen auf Seite 204, 206 und 207, sowie eine Bildbeilage.)

Der vorliegende Entwurf entstand bei Gelegenheit
eines engeren Wettbewerbes, zu dem die Ostbank für
Handel und Gewerbe in Posen eine beschränkte Anz8hl
von Architekten aufgefordert hatte, um dadurch geeignete
Baupläne für die beabsichtigte Errichtung ihres neuen Ge
schäftshauses zu erlangen. Aus GJiinden nichttechnischer
Natur kam er aber nicht zur Al;sfUhrung; der Vorstand
der Ostbank sicherte sich jedoch den Verfasscr desselben,
In _Anerkennung seiner Leistung, als technischen Berater
für den Neubau.
. Die Baustelle ist das Eckgrundstück am Wllhclmsplatz,

emem 80 m breiten, um Teil mit Bäumen bepflanzten
S hmuckp!atze und der 14 , 40 m breiten, \vC':lliger verkehrs
reIchen Lmdenstraße; es unterliegt den baupo1izeilichcn
Bestimm ungen der Bauklasse 1.

für die Schauseitcn des Gebäudes war Sandstein in
Aussicht zu nehmen} ut d die i,nnere Einrichtung sollte ge
diegenen provinzialen Verhältnissen angeraßt werden. Ge
wünscht wurde: ein nicht tief unter der Erdoberfläche lie
gendes SockelgescllOß, ein hohes Erdgeschoß, zwet Obcr
geschossc und ein Dachgeschoß. An Räumen wurden ver
langt:

Im Kel1ergescholJ: eine Stahlkammer von 60 qm Grund
fläche, Kassen- und Schatzkammern, Räume für Beamte, ein
frÜhstückszimmer, die Pförtnerwohnung, Hefzraunl, Keller
räume für die Dienstwohnungen, Aborte usw.

Im Erdgeschoß: Der Verkehrsraum mit mindestens
10 Schaltern, anschließendcn Geschäftsräumen und Lese
zimmern, Vorstandszimmer, Wartezimmer usw.

1m ersten Obergeschoß: Räume für den Vorstand und
Sitzungssä1e, Geschäftsräume usw.

1m zweiten Obergeschoß: GroßeGesehäfts undSchreibräume. 
Im Dachgeschoß : Aktenräume, vier Botemvohnungen

us,,<,.
Im Ganzen handelt es sich um Räume fÜr mindestens

200 Beamte.
Eingegangen waren 7 EntwliJic und zwar von drei

Posen er, drei Berlincr und einem Münchener Arcnitekten
bzw. Architektenfinnen. Unter den Preisrichtern bef::tnden
sich als Baufachmänner: Regjerungs  und Baurat fischer
sowie Stadtbaurat Teubner in Posen und Geheimer Baurat
Professor Schwechten. sowie Ober- und Geheimer Baurat
Dr.-Ing. Stübbcn in Berliu.

In engster Wahl standen drei Entwtirfe, darunter der
vorliegende. Der Preis wurde der Ar,beit des Architekten
Franz Joseph Weiß in .Posen zngebilligt dabei aber bemerkt,
daß das Preisgericht gern eine Teilung des ausgesetzten
Preises vorgenommen hätte, hierzu aber nach den Aus
schreibe bedingungen nicht berechtigt sei. Schließlich sprach
das Preisgericht noch seine Meinung dahin aus, daß von
den eingegangenen EntwÜrfen keiner,.. auch nicht der mit
dem Preise bedachte, ohne erhebliche Anderungen zur Aus
führung empfohlen werden könnte.

Die Beurteilung des vorliegenden Ent\Vwfes .lautet: "Zu
loben ist die klare Oesamtanordnung des Orundnsses. Auch
die Belichtung und die Verbindung der Räume sind sehr
befriedigend. Bedenketl,, J:regt .der zu knapp bemessene
Vorplatz (Wandelhalle) vor.der großen Schalterhalle, um so
mehr als auch noch die Treppenstufen von dem Emgang
her i;l diesen Vorplatz einschneiden, wodurch der Zug ng
zu der Haupttreppe sehr beeinträchtigt wird, Die eigen
arti<Te Schauseite am Wilhel1l1spJatz macht mit der Betonung
detHaupteinganges durch die offene Halle einen vornehmen
Eindruck Weniger geglÜckt ist dem Verfasser die Seiten
ansicht mit dem angeklebten xqenig schönen Erker. 1I

Die Ausfültrungskosten sind auf insgesamt 875000 dt
geschätzt, wobei fÜr 1 cbm des umbauten Raumes 40 ",j{
gerechnet wurde. Für 1 qm der bebauten Orundfläcbe
würden sich darnach rd. 700 oll Baukosten ergeben.
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Bedingungen für die Bewerbung um
Arbeiten und Lieferungen in der Staats

bauverwaltung.
SL ite!1:S der KÖniglichen lv\inisterialb:ll1kommission sind

Hmt rm 31. 1\\iirz d. J Bedingnngen fÜr die Be\ver
bl1ng um Arbeiten und Lieferungen in der Staats
) ;uY('rw.a1tl1!1g festgesetzt worden j die \vir hierunter
TOigen lJssen: L

Pcrslinlkllc Tiichtigkeit lIud Leistun sfähigkeit der Bewerber.
deI od r Llefer:ung';ll 1I at llielU="J1d
;)ls angenommen 7.11 wel-den, dCI lJicht für ihr

tu(:ht! c und PlIllktlkhc Al!sif!hn1H  eHe erfordediche Sicherheit
hlL'IL'L 2.

Eiasicht und Bezug der Verdil1gulIgsU!!terla en.
'"erdinf!:UBgSallschl:ig,c. Zeichnungen, ßedingtll\gcn us\v. Si!ld an

llt:!! 1)] der Ansschn:::ibung bczcicJllJeten Ste!1en einzusehen. Vcr
\'icH:lhli.;un cJl werden anT EJsuchcu gegel1 f,t"stattH!l  der Selbst
){ns(c!1 \'Nahio!gt, sO\\'cit sie \.(1rräti  sind OdCf elufch die vcriii 
harel1 H!!fs!;riif1e neu angefcrtigt ",crden können. Der Name des
ßC\\ C'fber , an den die Vefdil1:,(!1IJ!!:suntcrla:<;cl1 vCfabfolgt sind, Wifd
mein bcka!1U1  e cbeu,

;1.
Form und Inhalt der Angebote.

!. ni   \!lg'cbote sind 1IIItcr BClIutzu))g liCf etwa vorgcs<;hriebe
Hel! \'ordruckc, VOll den ße\\'crherIl 1Illtcrschdcbcu, Juit {leI' !l1 dei"
\usscl!l Clb!!!!!.; geforderten überschnft versehcn, verschlosscn,
P{1r!O- und bcste!lgcldfl ci his 7,11 dem alJgegebcnen Zeitpunkte eiuzu
fekl1en,

1. Die ,.\n.\.!:ebole mussen cnthaltcn:
d {he ausdrÜckliche Erkliiru1!g, dafi der Rcwerber sieh den Be

tJing"ungen, dje der Ailsschreil)lJJ1g zugrum!e Rc!egt sind, t!llter
\\irit:

b) dje Ang-ahe der gcfordcllcn Pfeise 11adl I eicllSwährtl!lgT 111ld
Z\\ aJ SO" ohl dCI PrClSC Tu!" (he Ll\lheiten als auc!! der Gesamt
Tordeli)!]\!;, iu Zal 1 1cII l1ud Buchstaben; stnllmt die Angabe der

!)) Zahlcn mit der in Buchstaben nicht liberein, so
il\ Buchstaben maßgebend sein; eHe Oesamt

fordcnll1g wird aus deli fillhcltspr eisen reclmerisch festgestellt;
c) die g:Cl!2Ue ßezekhnUJ]g IlJId Adresse des :Bewerbers;
d) nm gemeinsdwftlicJl hicfcJluen Personen die Erklürung, da!3

sie slCh fiir das Aligcbot als Gesamtschulciller verbindlich
machen, SO\\ 1C die RezeichJlt!lJg- eines zur Oesc!lüftsführung lind
zur E1I1prangnahmc (leI' Zahlungen Bevollmächtigten; letzteres
EriO(Je1111s  I!t alH:h fÜr die Gebote vor! Gesellschaften uno
JlH!stlscl1e1l Personeu:

e) uiihere Allgahen uher die BezelclIl1un !," ucr etwa mit eingereich
ten Proben. Die Plobcn selbst mÜ<;scll ebenfal!s vor der Ver.
handhwK 7,l1r Elöfinul1j.; der Angebote eingesandt und derart
belcidmet daß sich ohne weitercs efl enneH Wßt 1.11,,(:lelrc!!1 sie gehtircn; ,

i) U!lo c!\\"a vorgeschriebenen AngabeIl iiber die Bcz;ugsqucllcn
der \\ <11 cu \lud (hc ZI! deren Herstellung verwendctcu Roh- !lnd
rJllisstoife.

3, Angcbote, dlc diesen Vorschl"fftcI1 nicht cntsprcchen, hl::;
bC'\(Jlluerc solche. dIe hezÜdlch des Gegcnstandcs VOll der Aus
dll eibunj.; se!J) t abwerchen oder das Ucbot an S()!lderbedlllgung n
kl!!lpi::n, Iwbl'll Keine AUSSIcht auf 13crilcksichtig:lIl1.\L

H
,"VirJ(UIlg des Anl::ebots.

J. Die Bc\\crbCl bleihcn VOll Jcm :t:mtrcfien des Angebots bei
oer <lll.';schrclbclrucu Behörde bis zum Ablauf eIer fcstgesetzten 2uM
.';c[lIH;.';sirist a)) j}!Tt  Ange!i()te g-cblll1dcn.

2. l)Je Bcwerber unterwerfcn SIch mit Ah abc des AII ebots
\\"e cn aller fiif 5ie d.::!railS entstehenden I cchtc um) Vcrbindlich
herten dcr Ztt5IÜmlb;-kedt dcr Oencltte des Ortes, all dem die aus
schrcibemJe BchÖrde ihren Sitz hat.

5.
Erteilung des Zuschlags.

I. Der ZlrsdJla ( wird VOI1 dem mit Jcr A\l schrcibul1g beu!lf
t! ag!en Bcm!lten uder vun uer allssel1rcibC:lJdcn BehÖrde oder VOll
einer dieser trbcrgcordlll:'tell BehÖrde eiltwellc; ill der VOll dern  c
wiihJt::!1 UJJteTJJchmcr mit J,1I vullzichclJdclI VcrhandluilgSHicder

schriit odel durch besonderc schriftliche MitteiluIJg erteilt.
2. Letzterenfalls ist der Zuschlag mit bindender Kraft erfolgt,

Wenn die Benachrichtigung hieryon innerhalb der Zuschlagsfrist als
Depesche oder Brief dem TelegrapheH- od. Postamt zur Beförderung
an die in dem AI!zebot bezeichHete Adresse ubergeben \vorden ist.

3. Diejenigen Bewerbef, die den ZuschJag nicht CI haltcn, werden
bcnachrichtigt, lilld zwar erfolgt die Nachricht als portopfl!chtige
Dieustsache. Proben \yel-den im falle der AblehnuflR des A.ngebots
nur dann zuniekgegebell, wenn dies ill dem Angebotschrcibcn aus
drlicklich vcr]aJlgt oder ein dahin gehender AIItra  innerhalb vier
\..\loehen nach Eröffnung def Angebote gestellt wird, vorausgesetzt,
daß dIe Proben bei den Priifuugen nicht verbraucht sind. Die RÜck
.';"endung erfolgt' alsdann' auf Kosten des betret"feiiden Bewerb"e-rs.
Eine Riickg'abe filldet im Falle der Aunahme des Angebots in der
Regel nicht statt; wertvolie Plohen künnen jedoch auf die zu
liefernde Menge angerechnet oder, soweit aug-tJngig, nach beeIldeter
LicfefllIig dem ülltef1!ehmer anf seine Kosten wieder zugesteHt
wcrden.

4. Eingereichte EJJtwiide wcrden geheim ge!JaltelJ 11IId auf Ver
langen zurÜckgegeben.

5. Den Empfang des Zuschlagsschrcibclls hat deI Unternehmer
llmgehe ld schriftlich zn bestätigcn.

S 6.
Beurkundung des Vertrags.

1. Der Bewerber, der den ZuschJag' erhhlt, ist verpflichtet, auf
Erfordern Über den durch die Erteilung des Zuschlags zustande ge
kommenc!! Vertrag eme schriftliche Urkunde zu vollziehen.

2. Sofern die Unterschrift des Be\verbers eier Behörde nicht be
kann! ist, bJeibt vOfbehalten. ihre Beglaubigung zu verlangen.

3. Die der Ausschreibung zugrunde Hegenden Verdingungs
anschlHge, Zei<;hlJUllgen, Bedingungen U$\V., welche bereit" dUI eh das
Augebot anerkannt s1l]d, hat der Bewerber bei Abschluß des Ver.
trags mit zu unterzeichnell.

S 7.
SicherheitsJeistlmg.

Innerhalb 14 Tage nach der Ertei!ung des Zuschlags hat der
Unternehmer die vorgeschriebene Sicherheit zu bestellen, widrigen
falis die Behörde befugt Jst, VOll dem V el trag-c zl1fnckzutreten unj
Schadenersatz zu beanspruchelI.

S 8.
Kosten der Ausschreibung.

Zu dcu (Illre!! die Ausschreibullg se!bst entstehendcn Kosten hat
der Unternehmer nichts bciwtrag:en

Verschiedenes.
Rechtswesen,

Lagern von ßaumateriaUen auf dem Stl'fissendumm.
Der erste Strafsenat des Kammergerichts in BerJin hat ein
wichtiges Urteil gefällt. Nach diesem ist der Bauherr bzw.
Bauausführende haftbar für vorkommende Schäden wenn
auf dem Stl'aßcndamm ohne polizeiliche Geneh;nigung
Baumaterialien gelagert werden. Die von dem Beklagten
gemachte Einwendung, die Materialien seien von einem
andern Meister, dem die Ausführung der Sonderarbeit von
ihm übertragen worden sei) gelagert worden und hätten
diesem auch gehört, weswegen er dafür nicht zu haften
habe , gehe von einer irrigen Ansicht aus. Der zur Ent
scheidung stehende Fall trug sich in Berlin zu.

rd. Unvorsichtiglwit des Erwcl'bers eines Neubaue,,;,
bei det" Herausgabe VOll ßantl1atel'ialicll. In der ZwanO"s
versteigerung hatte der Klägcr einen noch nicht fertigen
Neubau erworben. Auf dem Grundstücke befanden sich
fensterrahmen, Fenster  und Türflügel, die bei dem Neubau
V.erwendun   inden so ltel1. Ein Eigentumsanspruch an
dIese Matenahel1 war Im Zwangsversteigerungsverfahren
nicht geltend gemacht worden, aber später behauptete ein
Dritter, er habe diese Gegenstände vor der Versteigerung
von dem früheren Eigentümer käuflich erworben. Als
dieser Dritte mit dem Schreiben eines Rechtsanwalts bei
dem neuen Besitzer des Orundstücks erschien, war dieser
unvorsichti.  genuf?, ihm dj  Iv\ateriaJien auszuhändigen.
Erst ",11 nachsten 1 age ward ,hm klar, daß er einen fehle,'
begangen habe, und Cl' forderte nun die sofortige ZurÜck
gabe dcr Gegenstände. Als das nichts half, schrieb er dem
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klagte er auch die ihm dadurch eutstandenen
Kosten - 3600 011 - gegen den anderen
ein. - Indessen wurde er in allen Instanzen
zuletzt vom  ejchsgericht, mit seiner for
derung abgewIesen. Wenn der Kläger seinen
Anspruch darauf stützt, so äußerte sich der
höchste Gerichtshof, daß die Fenster und
Türen, nachdem sie auf das Baugrundstück
gebracht worden waren! dessen Zubehörgeworden und sonach durch. dcn Zllscnlag - - -
in sein Eigentum übergegangen seien} $0 irrt
er. Denn es handelt sich bei den fraglichen
Gegenständen um BaumateriaJicll, die für
einen noch zu errichtenden Bau bestimmt
waren und als Zubehör im Sinne der
97 ff. des Bürgerl. Gesetzbuches nicht be
trachtet werden können, weil sie bestimmungs
gcmäß durch ihre Verwendung: für den Bau
ihrc Selbständigkeit verlieren und nicht
Nebensachen, sondern Bestandteile werden.
- Nun hat wciter dcr Kläger seinen ursprüng
lichen [igentumsanspruch faHen lassen und
dafÜr einen Schadensersatzanspruch erhoben,
der Ihm dadurch enlstanden sein soll, daß
der Beklagte ihm die Feuster und Türen
vorenthalten hälte. Es handelt sich also
nicht um Wert- oder Schadensersatzanspruch
aus dem Grunde, weil der Beklagte die
Sachen nicht zurückgeben kanu, sondern
um einen Schadensersatzanspruch, den der
Kläger wegen Verzuges des Beklagten auf
Orund der  9 286, 250 des Bürgerl. Gesctz
buches erhebt. Nun isl nicht zu bezweifeln
daß der Beklagte, nachdem der Kläger de
Besitz freiwillig aufgegeben hat, bei der
Zweifelhaftigkeit der in Frage kommenden
Rechtssätze als redlicher Besitzer angesehen
werden muß. Der redliche Besitzer
aber haftet nicht für den durch Ver
zug erwachsenden Schaden.

(Entscheid. d. Reichsgerichts v. 24. Novbr. 1909.)
Nachdr. verb.

Bücherschau.
Bestimmnngen übel' ,Ue bei lIoehb"uteu

anzlluehmenden Belastungen und die
Beanspruchungen dei' ßaustoffe und
ßel'eChlluugsgl'uudlagen für die sta
tische Untersuchnng yonlIochbauten.
Vom 31. Jan. 1910. ßerlin, Wilh. Ernst
u. Sohn. Preis 0,80 vlt. Amt1.Ausgabe.

Die neuen Bestimmungen) die wir in
NT. 24 vollständig abgedruckt haben, ent
halten manche wesentliche Neuerungen.
Zum Teil werden wir hierauf noch in einer
besonderen Ausführung zurückkommen.
Wesentlich eingehender als früher behan
delt sind die Massivdecken, bei den Dächern
finden wir, daß auch Schindel , Rohr  und Strohdächer
wieder in Gnaden aufgenommen sind. Die Eiaencre\x:ichte
der Baustoffe und Baukörper sInd mit 65 Angab n alich
recht erschöpfend behandelt. Bei den Belastungen fällt
die Berechnung des Schneedruckes nach der formel
5=75 cos tx auf, und daß der Winddruck wieder mal nach
der formel W=W o ' F.sin ,"zu berechnen ist. Diese Formel
Jiefert zwar zu klein-ewefi{e, aber in Anbetracht der für
normale VerhäJtnisse immer noch recht hohen \Vinddrucke
Wo spielt dies keine Rolle. Und doch wäre es richtiger
gewesen, den Winddruck Wo herabzusetzen} wie dies ja für
freistehende Frontwände auch geschehen ist (75 statt 125).
Bei der sonst so eingehenden Bearbeitung des Er]asses
vermisse ich im Kapitel nBeJastungen 'l Angaben Über allcrlei
Nutzlasten von Getreide, Heu, Stroh, Zement, Kohlen und
sonstige Schüttstoffe. Es hätte nicht soviel mehr ausgemacht,
diese Zahlen auch festzulegen.
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St.Marienkirche in Rostock. [J Zeichlltl1lg VOll Arch. J\. O. C. Gotl1e in MÜnchen.

Die einschllciclcmlste Neuerung ist die hohe zulässige
Beanspruchung des Eisens. Der PlÜzeB über die einge
stÜrzte Eisenkonstrliktion der 06rlitze,. Stadthalle hatte
eigentlich eben weitere Kreise der Bevöikerung et\vas b('
unruhigt über die Sicherheit 1 1mlcher EisenkonstruktioncJl,
da kommen als Antwort die hohen zu1ässigen Bean
spruchungen - bei Dachkonstruktionen bis zu 1600 kgJqcm !
die dem Material  acl1 nicht einmal immer berechtigt sind;
um so \Ve!1iger,d  die  .erec.hnl1ng auf Neben- und Zwäng'ungs
spannungen ke1l1e Rud::Slcht zu netllnen braucht VöJliu
im Unklaren lassen uns die Bestimmungen) ob die Eisetl
beanspruchung von 1200 kgfqcm nun auch für die EinL:wen
im E-isenbeton gilt oder nicht. Da uiese Fril!.!:e VOll elu
sdmeidelldstel' Bedeutung fÜr das ganze Ihtug.ewerte ist
in dem die billige Eisenbetonbauweise eine imnler O"rößer
RoHe spielt, haben wir am 21. d. Nt lInter eil1g hellder
BegrÜndung an den I-Ierrn Minister folgende Frage gerichtet:



DÜrt't>H dl{ se Ueauspl'uchnngen auch :mgewewlüt werden
l'Ül' dit  Flnsseiseneiulagen in Eisenbetollträgern und
P]t11teB  die j:l schli('s lich weiter nichts siml als eine
dh'ht :JHrJmmdtw lit' {,llde Reihe rOlll is{lnbei.ontl'ägel.n'?
\,\'ir !lOHeH, unsertl  Lescrn hierÜber bald volle Klarheit

kÖnnen,

mall deli Zicknckkurs der Öffentlich zuI5ssigel1
Eiscnbt:1!1sp:,uchullgen im Laufe deI' letzten Jahre (vor
190-1: JOOO, 190-1: 1200 im Eisenbeton, 1907: 1000 im Eisel1
beton, 1910: 1200 [ob auch im Eisenbeton?]), dann drängi
sich anch dem Unbefangensten ein Gedanke auf: Mache

großer Interessengluppen, Zement   Ild Ei e.n. .Es
bedaucrJich, \ve.mr"jll t'iijßg'ebeÜder"Stelle eine der

Interessen politik getrieben \'\'ürde; jedenfalls richtiger,
derl Schein zu vermeiden. Denn daß die sclJ\vankenden

ehva durch die verschiedene Beschaffenheit des
bedingt sind, wird man doch Niemandem

einreden wollcn!
Am Sch!uß des Runderlasses sind in 125 Punkten in

Übersichtlicher \X1eise die nel'cchnung'sgl'undlagen fÜr die
sfa tisehe Untersnchung)' on lIochlJautell zLlsarnrneng estellt. ")

s.
Tarif- und Streikbewegungen. .

Al'lIeiterfordeJ'ungen. Bei dem jetzigen Kampf inl
Baugc\'\.erbe ist es interessant zu sehen, wie weit manche
Organisationen von Arbeitnehmern der dem Baugewerbe
\'erw<llldten Berufe in ihren fordel'Ungen gehen. So hat
z. B. die Sektion der Erd- und Abbrucharbeiter von Köln
dem Verein der Abbruch- und Tiefbauunternehmer von
KöJI1 und Umgegend einen neuen Veltragsentwmf unter
breitet. Im alJgemeinen gleicht der Entwurf dem bisherigen
Vertrag, doch wird eine Lohnerhöhung bis zum 1. März 1911
\.on 5 PI., von da ab bis 1. März 1912 eine weitere Erhöhung
\'011 5 Pf., aJso insgesan1,t einc Erhöhung von 10 Pf. fÜr die
Stunde gefordert FÜr Ubcrstulldell wird ein Zuschlag von
20 PI. verlangt (bisher 15 Pf.). Die frühere Bestimmung,
daß nur die \\?irklicl1 geleistete Arbeitszeit bezahIt wird,
saH in FonfaIl kommtrt Die wesentJichste forderung
besteht aber darin, daß fÜr gefahrvolIe Arbeiten 100 % Zu
schlag verlangt werden. Da 1IUI1 ;:dle Abbruchatbeiten sehr
gefahn.olJ sind, so hätten künftighin die Unternehmcr
einen Stundenlohn \'on At 1,30 zu zahlen.

ÄtJl1lkh diesen Forderungen lauten auch dieforderungen
des Verbandes der Asphaltarbeiter. Diese verlangen eine Er
hähung des Stundenlohnes von 10 Pf. Die Bestimmung l
daß nur die wirklich geleistete Arbeitszeit bezahlt werden
soB, soll auch hier in \Vegfa!l kommen. f"iir Kesselanheizen
werden ,11 1,50 verlangt, wiihrend bisher JI 1,00 dafür
gezahlt wurde. Für auswärtige Arbeiten wird ein ZuschJag
von .11 2,50 gefordert (bisher .11 2,00). Besonders gekenn
zeichnet wird der Entwurf durch die Forderung, daß bei
auswä1iigen Arbeiten bis zu 75 km Entfernung wöchent
lich, lind Über 75 km aUe 14 Tage freie Hin- lind Rück
fallJ t ge\viiIJrt werden sol1 1 außerdem aber noch freie Hin
lind Rückfahrt vor den hohen Festtagen, Ostern, Pfingsten
und \\!eill11achte!l. Das I-Iandwerkszeug l das bisher von
den Arbeitnehmern gesteUt wurde, soU nach dem entwurf
1'0111 Arbeitgeber gestellt werden. Desgleichen soU nun
mehr eine 14tägige KÜndigung Platz greifen, obschon bis
her stets ollne Kündigung gearbeitet wurde.

Nicht mit Unrecht wird darauf hingewiesen} daß die
Gefahr besteht] auch in andren Ge\'t1erben könne man den
Arbeitgebern derartige Forderungen unterbreiten und es
wird den Arbeitgebern empfohlen l ihre Organisationen zu
stärken.

Uc"wegulJg' im l)achdec]{crgewcl'be. Die Vereinigung
rheinisc!J-wesifäJischer Dachdeckermeister hat dem Zentral
verband der Dachdecker Deutschlands, Oau Köln a. Rh., als
Grundlage zu Verhandlungen einen Vertragsentwllrf zuge

) Sille! von der "Ostdcttfschel1 Ball
zeitung"

Unsere Tabelle zur Berechnllng von Oecken
(Eisen ersparnis und vereinfachte Berechnung) ist hir

znJässige Beanspnlchuug bereits umgerechnet ul1d im Onlck.
J6 rostfrei.
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stellt der sich mit dem Reichstarifmuster deckt. In dem
Begleitschreiben heißt es: II\Vir bemerken} daß, wenn Ihrer
seits vor Eintritt in die Verhandlungen in irgend einem
Orte gestreikt wird l wie das für Essen angekündigt sein
soU, SOfOli die sämtlichen Dachdeckergesellen im ganzen
Gebiet des rheinisch westfälischen Daehdeckermeister Ver
bandes gekündigt, bzw, ausgesperrt werden. II

Die Lage im Baugewerbe. Nachdem die von der
Regierung unternommenen Einigungsversuche ohne Erfolg
verJaufen sind hat man fast überall die Folgerung aus dem
Scheitern der' Verhandlungen g: z?g n; yo  .<!1.Jen S.eiten.
laufen Nac:l!ri"ti'iteYI Über von dcri Arbcitgebern vorgenommene
KÜndigungen ein.

Der Arbeitgeberbund f. d. B. im Landkreise Breslau
hat gleich dem Breslauer Arbeitgeberbund einstimmig be
schlossen, am 15. d. M. in sämtlichen ihm angehörigen
Oeschäften den Betrieb einzustellen. Von dem Arbeitgeber
bund für die Provinz Posen liegt die gleiche Meldung vor
(s. a. unter der Mitteilung dieses Verbandes). Ferner wird
das gleiche aus Liegnitz l Oörlitz, StJ"ehlcn, WaIden burg
und Umo'egend IV\ünsterberg, Nimptsch, Neustadt O.-S.,
Glatz l ScI \Veidnitz, SagaJ1, Sprottau, Danzig und Oraudenz
gemeJdet.

In Sachsen ist in einer Sitzung des Sächsischen Ar
beitgeberbundes ebenfalls die Aussperrung sämtlicher Bau
handwerker zum 15. d. M. beschlossen worden. Die Ar
beitgeber, die sich dem Berliner Verhandsbeschluß nicllt
anaeschlossen haben werden dadurch zur Emstellung der
Arbeit gezwungen, daß die verschiedenen. Lieferantcn-Ver
einigungen beschlossen haben} die Matenalsperre zu ver
häng eil.

In Bayern und Wi.rttemberg sind seitens der Re
gierung'en ebenfalls Einigungsversuche unternommen wor
den l die aber auch zu einem Erfolg nicht gefübrt haben.

Aus dem grofien Kampf scheidet, wie bereits gemeldet,
Hamburg aus; in Berlin sind die .Verhandlungen no h
nicht abgeschlossen. Aus Zoppot wird gemeldet, daß die
dortigen Unternehmer eine örtliche Organisation haben
und mit den Arbeitnehmern ein Vertrag vereinbart ist, der
bis zum März 1911 läuft, so daß also auch dieser Platz von
dem Streik nicht berührt werden dÜlite.

Untel"stützung des Baugewerbes. Wie berichtet wird,
hat der Zentralverband deutscher Industrieller den Unter
nehmern des Baugewerbes 5 Mil!. Mark zur Verfügung
gestellt.

Mitteilungen desArbeilgeberbundes für das Baugewerbe der Provo Posen.
AU5serordelltlicbe Gcncl'al\'crsaJnmlung's-ßerichL Am Die1!s

tag, den 12, April fa.nd in Posen efne <lt!ßerordentlkhe Genera!
versammhmg ut1seres Bundes statt, die von etwa 200 V ert retern aus
der ganzen Provinz .beschickt war. Der unterzeichnete V:0rsitL nde
eröffnete UI11 3 Uhr tbc VersamnlIul1g, worauf dann der SyndIkus eUlen
Bericht Über die letzten zentralen Verhandlungen, die Oresdener General
versammlung uud die Vennftfell!1!gsverhandlullg im Reichstagsg.ebäude
gab, Der Vorsitzende ergänzte dIesen Bericht und fragte, ob die Ver
sammlung die bisherigen BeschlÜsse der Btllldesleiwng bi!!ige ul1d bereit
sei am 15. April abends die GeschÜfte Z11 schließen. :Cil1sti1llmi
wurde dem Vorstande voJles Vertrauen ausgesprochen und erklün,
treu zur Sache zu stehen. Es wurde besch!ossen, all1 15. April sämt
liche orJ.?;anfsierten Leute zu entlassen unu zwecks straffer Durch
fii\!ruI)  der Aussperru!lR daucrnde KontroHe in al!en Verbänden
auszuiibcIl. Auf Antrag eines Buudesmitgliedes wurde sofort eille
Sammlung von frciwHJi.\{C11 Kampfspendcll veraustaltet, die eine
Summe von Über 4000 Mark ergab, sicher ein Zeichen dafÜr, daß der
Gedanl(e der Eini keit die Versammlung durchzo.\{. ,Mit der Mah
l1l1!lg, dal3 durch den UIIS aufg-ezwungel1en Kampf das DeutBche ßall
gewerbe wieder J.?;esunden mÖge, schJoß der Vorsitzende mit cr
mahnenden Worten die bedeutsame Versammlung.

Jetzt heißts Disziplin zeig-cn! Nachdem ]]l1n eInmÜtig der Be
schluß j.{efaßt ist, den Kampf aufzunehmen, ersucheu wir UlJ ere Mit
gEedc!" dringend, alle unsere Weisungen strikte lind sc1mell zu bc
folgen; nur dalm werden wir zu ciHcm siegreichen Ende gelangen.
Jede Unregcl1nÜßigkeit. die sich bei den KOl1trol1en heraussteHt,
bitten wir entweder an den Verhalldsvorsitzcnden oder an uns
direkt g-elangcn zu Jassen.

Zum Krieg-Whrcn I!cbHrt Geld! Nachdem auf der außerordent
lichcn GcneralveJ"Sfl111mlllll<;;" hüfeits Über 4000 Mark freiwillige
Kamplspenden gesammelt wordclI sind. bitten wir unsere Mitglieder
um weitere freiwillige ZusclJdurH cn.

G. Kartmann. Vorsit:zcllder. Dr. Adler. Syndikus,


